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1. EINLEITUNG 

Der Aufsichtsrat ist für die Gestaltung, Umsetzung und regelmäßige Überprüfung der Vergütungspolitik für den Vor-

stand verantwortlich. Der Fokus der Vergütungspolitik der ANDRITZ-Gruppe liegt darauf, die Vergütung des Vor-

stands mit den langfristigen Zielen des Unternehmens, der Wertschöpfung für Aktionäre und Stakeholder, in Ein-

klang zu bringen. Die Ziele umfassen das langfristige profitable Wachstum der ANDRITZ-Gruppe und insbesondere 

die kontinuierliche Steigerung von Erträgen und Rentabilität. Darüber hinaus werden auch die Umwelt-, Sozial- und 

Governance-Ziele des Unternehmens zur Bestimmung variabler Vergütungskomponenten herangezogen und för-

dern somit die weitere nachhaltige Entwicklung der ANDRITZ-Gruppe. 

Darüber hinaus stellt der Aufsichtsrat sowohl eine angemessene als auch wettbewerbsfähige Vergütung zur Gewin-

nung und langfristigen Bindung hochqualifizierter Vorstandsmitglieder in einem leistungsorientieren Umfeld sicher. 

Bei der Festlegung des Vergütungsrahmens für Vorstandsmitglieder berücksichtigt der Nominierungs- und Vergü-

tungsausschuss des Aufsichtsrats auch die Gehaltsentwicklung der Gesamtbelegschaft einschließlich leitender An-

gestellter, um sicherzustellen, dass die Vergütung des Vorstands konsistent und vertikal angemessen im Konzern-

kontext ist.  

2. HINTERGRUND ZU DEN ÄNDERUNGEN IN DER 
VORSTANDSVERGÜTUNG  

Bei der jährlichen Hauptversammlung am 21.03.2024 erhielt der Vergütungsbericht 2023 der ANDRITZ-Gruppe eine 

Zustimmung von 52,37% durch die Aktionäre. Die niedrige Zustimmungsrate weist auf eine große Unzufriedenheit 

der Aktionäre mit der offengelegten Vergütung für das Geschäftsjahr 2023 hin. Investoren und Stimmrechtsberater 

kritisierten die Struktur der jährlichen variablen Vergütung (Short-term-incentive – STI) und der mehrjährigen vari-

ablen Vergütung (Long-term-incentive – LTI). Auf der Grundlage historischer Auszahlungsbeträge äußerten einige 

Investoren und Stimmrechtsberater Bedenken hinsichtlich der wahrgenommenen relativen Unterrepräsentierung 

der langfristigen Anreize. 

Dem Aufsichtsrat ist die die Bedeutung dieser Rückmeldung bewusst und er hat daher intensiv mit Aktionären, 

Corporate Governance- und externen Vergütungsberatern zusammengearbeitet, um potenzielle Verbesserungen 

der Vergütungspolitik zu identifizieren und umzusetzen. Die Rückmeldungen führten zu umfangreichen Änderungen. 

Die Einzelheiten der neuen Vergütungspolitik sind untenstehend detailliert aufgeführt. Die neue Vergütungspolitik 

wird auf der 118. ordentlichen Hauptversammlung am 27. März 2025 zur Abstimmung gestellt. Wie erwähnt zielt die 

neu gestaltete Vergütungspolitik darauf ab, die Vergütung des Vorstands mit den langfristigen Zielen des Unterneh-

mens in Einklang zu bringen, darunter die Wertschöpfung für Aktionäre und Stakeholder, einschließlich eines lang-

fristigen profitablen Wachstums und einer Weiterentwicklung bezüglich der ESG-Ziele des Unternehmens. 

Vorbehaltlich der Genehmigung durch die Hauptversammlung wird die Vergütungspolitik für einen Zeitraum von 

maximal vier Jahren mit rückwirkender Wirkung ab dem 1. Januar 2025 gelten, es sei denn, in der Zwischenzeit 

wird eine neue Vergütungspolitik vorgeschlagen und von den Aktionären genehmigt. Die Vorstandsmitglieder der 

ANDRITZ-Gruppe haben einer rückwirkenden Anpassung ihrer Vorstandsverträge zum 1. Januar 2025 auf Basis 

der neuen Vergütungspolitik bereits vertraglich zugestimmt. Der Aufsichtsrat wird die Vergütungspolitik regelmäßig 

überprüfen und weiterhin Rückmeldungen von Aktionären und Stimmrechtsberatern aufnehmen sowie Veränderun-

gen in den regulatorischen Rahmenbedingungen sowie der gängigen Marktpraxis berücksichtigen (z. B. Vergü-

tungsveränderungen innerhalb der Peer-Gruppe, geänderte Anforderungen im Aktiengesetz, etc.). 

3. WESENTLICHE ÄNDERUNGEN AN DER VERGÜTUNGSPOLITIK 2025 

Im Rahmen der Überprüfung der Vergütungspolitik wurde das neue Vergütungssystem auf ein Zielsystem mit defi-

nierten Zielen, Schwellen- und Maximalwerten umgestellt und sichergestellt, dass die Beträge und Strukturen der 

Vorstandsvergütung den Marktstandards sowie den regulatorischen und kapitalmarktrechtlichen Anforderungen ent-

sprechen. 

Für die variablen Vergütungskomponenten stellt die Einführung eines zielbasierten Vergütungssystems eine klare 

Verbindung zwischen definierten Zielen, ihrer Erreichung und der Höhe der ausgezahlten variablen Vergütungs-

komponenten sicher. Die bisherige Übergewichtung der kurzfristigen variablen Vergütungskomponenten im 
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Vergleich zu den langfristigen variablen Vergütungskomponenten wurde der internationalen Marktpraxis sowie den 

Anforderungen von Investoren und Stimmrechtsberatern folgend angepasst und zu Gunsten der langfristigen vari-

ablen Vergütung umgewichtet. Das Verhältnis zwischen kurzfristigen und langfristigen variablen Komponenten 

wurde so angepasst, dass die langfristige variable Vergütung im Ziel 125% des jährlichen Grundgehalts für Vor-

standsmitglieder beträgt, während die kurzfristige variable Komponente im Ziel bei 80% des jährlichen Grundgehalts 

liegt. Die maximale Auszahlung beträgt 200% des jeweiligen Zielbetrags für sowohl die kurzfristige als auch die 

langfristige variable Vergütung. Darüber hinaus wird eine Auszahlung unterhalb einer jährlich festgelegten Leistung 

für jedes Ziel auf null gesetzt. 

Die Aktienhalteverpflichtung ist derzeit auf einen Betrag von 40.000 EUR festgelegt. Für den Vorstandsvorsitzenden 

wird gemäß der neuen Richtlinie die Anforderung erheblich auf 150% des jährlichen Grundgehalts erhöht und für 

die anderen Vorstandsmitglieder auf 100% des jährlichen Grundgehalts. Dies kann über einen Zeitraum von 4 Jah-

ren ab der Ernennung aufgebaut werden. 

Die wesentlichen Änderungen der Vergütungspolitik sind nachstehend zusammengefasst: 

Wesentliche Änderungen der Vergütungspolitik 

Vergütungs-

bestandteil 

Veränderungen Begründung / Strategiebezug 

Gesamtzielver-

gütung 

Signifikante Reduzierung um mehr als 20% sowohl für den Vor-

standsvorsitzenden als auch für Vorstandsmitglieder. 

Neuausrichtung des Gehaltsmix und -niveaus 

im Einklang mit dem Marktumfeld und der 

Peer-Gruppe. 

Fixes jährli-

ches Grund-

gehalt 

Angleichung an das mittlere Marktniveau in der Peer-Gruppe 

von 835.000 EUR auf 1,4 Millionen EUR (Vorstandsvorsitzen-

der) bzw. von 400.000 EUR auf 750.000 EUR (Vorstandsmit-

glied). 

Die Analyse der Grundgehälter der Peer-

Gruppe zeigt ein deutliches Unterschreiten im 

Vergleich zur Marktpraxis. Dies war in der Ver-

gangenheit häufig ein Hindernis bei der Rekru-

tierung von Vorstandsmitgliedern. 

Kurzfristige 

variable 

Vergütung 

(Short-term- 

Incentive – STI) 

Abschaffung der Gewinnbeteiligung und Einführung eines ziel-

basierten STI mit einer Reduzierung des STI-Zielniveaus um 

etwa 70%: von etwa 4,5 Mio. EUR auf 1,1 Mio. EUR beim Vor-

standsvorsitzenden und von 2,3 Mio. EUR auf 600.000 EUR 

beim Vorstandsmitglied durch eine umfassende Neugewichtung 

der variablen Vergütungskomponenten; der STI hat im Ver-

gleich zum LTI eine geringere Gewichtung. Die kurzfristige vari-

able Zielvergütung liegt bei 80% des Grundgehalts der Vor-

standsmitglieder mit einer Gesamtobergrenze von 200% des 

Zielwertes. Bei Neubestellungen kann für die ersten 18 Monate 

ein reduziertes Zielniveau von 60% des Grundgehalts gelten.  

Der STI hat eine vordefinierte Auszahlungskurve mit minimalen, 

Ziel- und maximalen Leistungserwartungen. Die Möglichkeit, 

wie unter der Gewinnbeteiligung Zahlungen vorzutragen, wurde 

abgeschafft. 

Die variablen Vergütungskomponenten wurden 

der Marktpraxis und den Anforderungen der In-

vestoren und Stimmrechtsberatern folgend 

deutlich zu Gunsten der langfristigen variablen 

Vergütung umgewichtet. 

Die Einführung eines zielbasierten STI stellt 

eine klare Verbindung zwischen Vergütung und 

Unternehmensleistung sicher. 

Die Einführung von Auszahlungsobergrenzen 

und die Abschaffung der Vortragsmöglichkeit 

sind im Einklang mit dem österreichischen Akti-

engesetz und dem Österreichischen Corporate 

Governance Kodex (ÖCGK). 

Langfristige 

variable 

Vergütung  

(Long-term- 

Incentive – LTI) 

Einstellung des Aktienoptionsprogramms und Einführung eines 

Performance Share Unit-Plans mit gleichzeitiger Erhöhung des 

Zielniveaus von 225.000 EUR (annualisierter Fair Value des 

zweijährlichen Aktienoptionsprogramms für Vorstandsvorsitzen-

den und Vorstandsmitglieder) auf 1,8 Mio. EUR (Vorstandsvor-

sitzender) bzw. 940.000 EUR (Vorstandsmitglied) durch eine 

umfassende Neugewichtung der variablen Vergütungskompo-

nenten; der LTI hat ein höheres Gewicht im Vergleich zum STI. 

Die langfristig variable Zielvergütung liegt bei 125% des Grund-

gehalts der Vorstandsmitglieder, wobei die maximale Aktienzahl 

auf 150% der am Anfang der Laufzeit gewährten Aktienanzahl 

begrenzt ist. Der Wert der ausbezahlten Aktien ist zusätzlich auf 

einen Maximalwert von 200% des Zielwerts begrenzt. Bei Neu-

bestellungen kann für die ersten 18 Monate ein reduziertes Ziel-

niveau von 100% des Gehalts gelten. Der LTI hat eine 

 Die variablen Vergütungskomponenten wurden 

der Marktpraxis und den Anforderungen der In-

vestoren und Stimmrechtsberatern folgend 

deutlich zu Gunsten der langfristigen variablen 

Vergütung umgewichtet. Die Leistungsperiode 

im Rahmen des Performance Share Unit-Plans 

entspricht ebenfalls den Erwartungen der Aktio-

näre und des Kapitalmarkts. Der Plan ent-

spricht insgesamt dem österreichischen Aktien-

gesetz und dem ÖCGK. 
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vordefinierte Auszahlungskurve mit minimalen, Ziel- und maxi-

malen Leistungserwartungen. Der Leistungszeitraum wird von 1 

Jahr auf 3 Jahre verlängert. 

Aktienhalte-

verpflichtung 

Erhebliche Erhöhung der Aktienhalteanforderungen: 150% des 

Grundgehalts für den Vorstandsvorsitzenden und 100% für die 

anderen Vorstandsmitglieder. Zuvor bestand die Anforderung 

lediglich in einem absoluten Wert von 40.000 EUR pro Vor-

standsmitglied. 

Die Angleichung der Interessen der Vorstands-

mitglieder mit denen der Aktionäre wird umfas-

send durch die Aktienhalteverpflichtung sicher-

gestellt und durch die Umsetzung von Malus- 

und Clawbackregelungen verstärkt. 

4. HAUPTMERKMALE DER NEUEN VERGÜTUNGSPOLITIK 

Die Vergütungspolitik definiert die Grundsätze zur Bestimmung der Vorstandsvergütung der ANDRITZ-Gruppe. Das 

Hauptziel der Vergütungspolitik ist es, die langfristige und nachhaltige Unternehmensentwicklung sowie die Umset-

zung der Unternehmensstrategie im Interesse der Aktionäre zu fördern und die Vergütung des Vorstands einfach, 

klar und transparent zu gestalten. 

In Übereinstimmung mit den Empfehlungen des Österreichischen Corporate Governance Kodex (ÖCGK) setzt sich 

die Vergütung aus einer fixen Vergütungskomponente sowie aus kurzfristigen variablen und langfristigen variablen 

Vergütungskomponenten zusammen. Die variable Vergütung für die ersten 18 Monate nach der Bestellung in den 

Vorstand kann um 20 – 25% gegenüber der Zielvergütung gemäß der Richtlinie reduziert werden. 

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die Bestandteile der neuen Vergütungspolitik für die Vorstandsmit-

glieder. Die Tabelle bietet auch eine Übersicht über die Struktur der einzelnen Vergütungskomponenten und erläu-

tert ihre Ziele, insbesondere hinsichtlich der Förderung der langfristigen Entwicklung der ANDRITZ-Gruppe. 

Überblick über die Vergütung des Vorstands 

Vergütungsbestand-

teil 

(Zielwert in %) 

Ausgestaltung Strategiebezug 

Fixe erfolgsunabhängige Vergütungsbestandteile 

Fixe Vergütungskom-

ponente 

(31-32% der gewährten 

Gesamtzielvergütung)  

 

Die Vorstandsmitglieder erhalten ein festes Grundgehalt, das in vierzehn 

monatlichen Raten im Voraus entsprechend den marktüblichen Niveaus 

gezahlt wird. 

Die fixen Vergütungskomponen-

ten sollen internationalen Kandi-

daten ein attraktives fixes Vergü-

tungspaket für die Entwicklung, 

Steuerung und Umsetzung der 

Strategie der  

ANDRITZ-Gruppe bieten. Dar-

über hinaus ermöglichen die fi-

xen Vergütungskomponenten 

den Vorstandsmitgliedern, ihre 

zukünftige Rente zu planen und 

bieten einen finanziellen Schutz. 

Nebenleistungen 

(<1% der gewährten 

Gesamtzielvergütung; 

könnte in Jahren mit 

vorübergehenden Um-

zugsleistungen höher 

sein) 

 

Jedem Vorstandsmitglied steht ein Dienstwagen zur privaten Nutzung zur 

Verfügung. Darüber hinaus werden eine D&O-Versicherung, Lebensversi-

cherung, Berufsunfähigkeits- und Krankheitskosten sowie die fortlaufende 

Zahlung der Vergütung für bis zu sechs Monate im Krankheitsfall über-

nommen. Vorstandsmitglieder, die umziehen müssen, stehen zusätzliche 

vorübergehende Leistungen für bis zu zwei Jahre ab der Ernennung zur 

Verfügung, um Aufwendungen für den Betrieb von zwei Haushalten zu 

decken. Kosten, die dem Vorstandsvorsitzenden im Zusammenhang mit 

zivil-, straf- oder anderen behördlichen Verfahren entstehen, werden er-

stattet – außer bei grober Pflichtverletzung. 

Betriebliche Alters-

vorsorge 

(<4% der gewährten 

Gesamtzielvergütung) 

Die ANDRITZ-Gruppe bietet allen Vorstandsmitgliedern eine beitragsori-

entiere Altersvorsorge auf Rückversicherungsbasis an. 

Variable erfolgsabhängige Vergütungsbestandteile 

Kurzfristige variable 

Vergütung (Short-

term incentive – STI) 

(25% der gewährten 

Gesamtzielvergütung) 

Der leistungsbezogene STI basiert auf unabhängigen finanziellen und 

nicht-finanziellen Komponenten. Die finanzielle Komponente basiert für 

Vorstandsmitglieder ohne Geschäftsbereichsverantwortung auf dem be-

richteten Konzernergebnis (mit einem Gewicht von 85% des STI). Für 

Vorstandsmitglieder mit Geschäftsbereichsverantwortung basieren die 

Der STI setzt ambitionierte An-

reize für nachhaltiges Wachstum 

und die Maximierung des finan-

ziellen Erfolgs der ANDRITZ-

Gruppe, gemessen am 
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– Neubestellungen < 

23%  

finanziellen Kennzahlen auf dem berichteten Konzernergebnis der AND-

RITZ-Gruppe (mit einem Gewicht von 50%) und der EBITA-Marge des 

Geschäftsbereichs (mit einem Gewicht von 35%). 

Die nicht-finanzielle Komponente basiert für alle Vorstandsmitglieder auf 

ESG-Zielen (mit einem Gewicht von 15% des STI). Die Auswahl der ESG-

Ziele wird vom Aufsichtsrat zu Beginn des jeweiligen Geschäftsjahres 

festgelegt. Typische Ziele sind die Reduzierung von CO2, Wasser oder 

Abfall, Kundenzufriedenheit, Mitarbeiterengagement, Häufigkeit von Ar-

beitsunfällen, oder die Erfüllung von Compliance-Anforderungen. Mindes-

tens eines der ESG-Ziele im STI oder LTI ist ein klimabezogenes Ziel. 

Der Zielbetrag beträgt 80% des Grundgehalts (bei Neubestellungen 

ggfs.60%). Die Gesamtauszahlung pro Jahr ist auf 200% des Zielwertes 

begrenzt. Das Nichterreichen der Mindestziele führt zu keiner Auszah-

lung. 

Konzernergebnis und EBITA-

Marge und ESG-Zielen. Das 

Konzernergebnis stellt eine hohe 

Rentabilität als Grundlage für die 

langfristige Unternehmensstrate-

gie und Wertschöpfung sicher. 

Die ESG-Ziele gewährleisten 

nachhaltige Geschäftsaktivitäten 

und die Berücksichtigung der In-

teressen der Aktionäre. 

Langfristige variable 

Vergütung (Long-term 

incentive – LTI)  

(39 - 40% der gewähr-

ten Gesamtzielvergü-

tung) – Neubestellun-

gen 37% 

Die mehrjährige variable Vergütung basiert auf einem Performance Share 

Unit (PSU)-Plan mit einer Leistungsperiode von 3 Jahren. Die Leistung 

basiert auf unabhängigen finanziellen und nicht-finanziellen Zielen. Dazu 

gehören die relative Aktienrendite (relative Total Shareholder Return – 

TSR) gegenüber dem STOXX® Europe 600 Industrial Goods & Services 

Index (mit einem Gewicht von 40% des LTI), EBITA (mit einem Gewicht 

von 50%) und ESG-Ziele (mit einem Gewicht von 10%). Mindestens eines 

der ESG-Ziele im STI oder LTI ist ein klimabezogenes Ziel. 

Das Nichterreichen der Schwellenwerte führt zu keiner Aktienzuteilung. 

Der Zielbetrag beträgt 125% des Grundgehalts (bei Neubestellungen 

ggfs. 100%) und die maximale Zuteilung 150% der gewährten Aktien. Der 

Geldwert darf jedoch den Maximalwert von 200% des Zielwerts nicht 

überschreiten. 

Der LTI stellt sicher, dass der 

Vorstand mit den langfristigen 

Zielen des Unternehmens und 

seiner Aktionäre übereinstimmt. 

Die langfristige Ausrichtung wird 

durch das relative Gewicht des 

LTI im Vergleich zum STI betont. 

 

Das Kurswachstumsziel der Ak-

tie fördert nachhaltiges positives 

Unternehmenswertwachstum, 

das EBITA-Ziel fördert nachhal-

tige Rentabilität und das ESG-

Ziel fördert nachhaltige und so-

zial verantwortliche Geschäftstä-

tigkeiten. 

Weitere Vergütungsregelungen 

Clawback Regelun-

gen 

Die variable Vergütungsbestandteile unterliegen einer Rückforderungs-

möglichkeit (Clawback). 

Die Rückforderungsregeln er-

möglichen es dem Aufsichtsrat, 

verantwortungsbewusst gegen 

individuelles Fehlverhalten vor-

zugehen. 

Aktienerwerbs- und 

Aktienhalteverpflich-

tungen 

Der Vorstandsvorsitzende muss einen Anteil von 150% des Grundgehalts 

in Aktien aufbauen; die anderen Vorstandsmitglieder müssen einen Anteil 

von 100% des Grundgehalts aufbauen. Alle Vorstandsmitglieder haben 

eine Frist von 4 Jahren ab dem Beginn dieser Richtlinie oder, für neue 

Vorstandsmitglieder, ab ihrer Bestellung, um die Anforderung zu erfüllen. 

Die Aktien müssen für einen Zeitraum von 1 Jahr nach Beendigung des 

Arbeitsverhältnisses gehalten werden. 

Die Anforderungen an den Er-

werb und das Halten von Aktien 

fördern die Aktienausrichtung für 

den Vorstand und bieten zusätz-

liche Anreize zur Förderung der 

Geschäftsstrategie und langfristi-

gen Entwicklung der ANDRITZ-

Gruppe. 
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Der Aufsichtsrat hat ein Portfolio relevanter und quantifizierbarer ESG-KPIs definiert, aus dem er bei der Auswahl 

von ESG-Zielen für die STI und LTI wählen kann (siehe Tabelle unten).1 Mindestens ein Ziel im STI oder LTI wird 

klimabezogen sein. Das ESG-Zielportfolio leitet sich aus dem ESG-Strategieplan der ANDRITZ-Gruppe ab und wird 

regelmäßig vom Vorstand und Aufsichtsrat überwacht. 

Umwelt Sozial Governance 

Reduzierung des Wasserverbrauchs Reduzierung des jährlichen Verletzungs-

häufigkeitsrate 

Prozentualer Anteil des Beschäftigungs-

volumens, der von bewerteten Lieferan-

ten abgedeckt wird 

Reduzierung der Treibhausgasemissio-

nen 

Mitarbeiterengagement  

Reduzierung des Abfallvolumens   

 

5. ÜBERBLICK ÜBER DIE VERGÜTUNGSKOMPONENTEN UND DEREN 
JEWEILIGER RELATIVER ANTEIL AN DER GESAMTVERGÜTUNG 

Die Vergütung des Vorstands setzt sich aus fixer Vergütung (Grundgehalt, betriebliche Altersvorsorge und Neben-

leistungen) und variabler Vergütung zusammen. Die variable Vergütung besteht aus kurzfristigen Anreizen (STI) 

und langfristigen Anreizen (LTI), die jeweils auf finanziellen und nicht-finanziellen Kriterien basieren.  

Um sicherzustellen, dass die Vergütungspolitik den Markterwartungen entspricht und sowohl hinsichtlich der Ver-

gütungshöhe als auch der Vergütungsstruktur wettbewerbsfähig ist, wird regelmäßig ein horizontaler Vergütungs-

vergleich durchgeführt. Die Peer-Gruppe besteht aus internationalen Wettbewerbern mit einer ähnlichen Struktur 

und Größe in Bezug auf Umsatz, Marktkapitalisierung und Mitarbeiterzahl. Die Vergleichsunternehmen stammen 

hauptsächlich aus der Heimatregion Europa der ANDRITZ-Gruppe und nur in sehr begrenztem Maße aus den USA. 

Die Peer-Gruppe umfasst die folgenden Unternehmen: Albany International Inc., Danieli Group, Dürr AG, FLSmidth 

& Co. A/S, GEA Group AG, KION Group AG, Metso Corp., MTU Aero Engines AG, Siemens Energy AG, SMS Group 

GmbH, Sulzer AG, Valmet Corporation und Voith GmbH & Co. KGaA. Bei der Festlegung der Vergütung für den 

Vorstand berücksichtigt der Nominierungs- und Vergütungsausschuss auch die Gehaltsvereinbarungen für die Ge-

samtbelegschaft, einschließlich leitender Angestellter, hinsichtlich der Struktur und Höhe der Vergütung. Der Nomi-

nierungs- und Vergütungsausschuss stellt hiermit sicher, dass die Vereinbarungen zur Vergütung des Vorstands im 

gruppenweiten Kontext kohärent und gerechtfertigt sind. 

Eine der zentralen Erkenntnisse des aktuellen Vergütungsvergleichs war, dass die bisherige Gewinnbeteiligung im 

Rahmen der kurzfristigen Anreize zu einer variablen Vergütungsstruktur führte, die zu stark auf den kurzfristigen 

Erfolg ausgerichtet ist. Im Gegensatz dazu lagen sowohl die Zielwerte der langfristigen variablen Vergütung als auch 

die Grundgehälter deutlich unter dem Marktniveau. Bei der Überprüfung der Vergütungspolitik wurde eine Neuge-

wichtung der Vergütungsstruktur angestrebt, um das Übergewicht der kurzfristigen variablen Vergütung sowie die 

unter dem Marktniveau liegenden Grundgehälter anzupassen. Infolgedessen ist die Zielgesamtvergütung (bei Zie-

lerfüllung von 100% in STI und LTI) im Vergleich zur vorherigen Vergütungspolitik auf das mittlere Marktniveau in 

der Vergleichsgruppe gesunken (für den Vorstandsvorsitzenden um 24% von 5,8 Millionen EUR auf 4,4 Millionen 

EUR und für andere Vorstandsmitglieder um ca. 21% von 3,0 Millionen EUR auf 2,4 Millionen EUR). Die Gewichtung 

der Vergütungskomponenten wurde neu ausbalanciert, um – der internationalen Marktpraxis folgend – eine Vergü-

tungsstruktur zu schaffen, die primär auf eine langfristige und nachhaltige Wertschöpfung ausgerichtet ist. Der 

Marktvergleich kann auch auf der Unternehmenswebsite abgerufen werden: www.andritz.com/remuneration-de. 

 
1 Der Aufsichtsrat behält sich das Recht vor, auch ein quantifizierbares ESG-Ziel auszuwählen, das nicht in der Übersicht aufgeführt ist, sofern es die Unterneh-
mensstrategie angemessener unterstützt. In diesem Fall wird die Begründung im nächsten Vergütungsbericht offengelegt. 
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Der Anteil der variablen Vergütung übersteigt den Anteil der fixen Vergütung. In Übereinstimmung mit der internati-

onalen Marktpraxis ist der Ziel-LTI größer als der Ziel-STI. Das neue Vergütungssystem stellt somit sicher, dass die 

Vergütungspolitik einen Anreiz basierend auf dem langfristigen Erfolg des Unternehmens bietet.  

 

5.1. FIXE VERGÜTUNGSKOMPONENTE 

Die fixe Vergütungskomponente setzt sich aus dem Grundgehalt, den Nebenleistungen und einer beitragsorientier-

ten betrieblichen Altersvorsorge auf Rückversicherungsbasis durch eine externe Pensionskasse zusammen. 

5.1.1. Fixes jährliches Grundgehalt 

Das fixe jährliche Grundgehalt (Basisgehalt) soll für hochqualifizierte und bestgeeignete Vorstandsmitglieder attrak-

tiv sein und diese an das Unternehmen binden, um die Unternehmensziele im besten Interesse der Aktionäre, Mit-

arbeiter und der Öffentlichkeit zu erreichen. Die Festlegung des Grundgehalts auf Marktniveau stellt auch sicher, 

dass Vorstandsmitglieder keine unverhältnismäßigen finanziellen Risiken für das Unternehmens eingehen. Bei der 

Festlegung des Grundgehalts wird zwischen dem Vorstandsvorsitzenden und den anderen Vorstandsmitgliedern 

unterschieden. Das Grundgehalt besteht aus einem vertraglich vereinbarten Jahresgehalt, das – wie in Österreich 

üblich – in 14 monatlichen Gehältern ausgezahlt wird. Das Grundgehalt umfasst alle Überstunden sowie die zusätz-

lichen Verantwortlichkeiten der Vorstandsfunktionen in Konzernunternehmen. 

5.1.2. Betriebliche Altersvorsorge 

Die betriebliche Altersvorsorge ist beitragsorientiert, wobei die ANDRITZ-Gruppe Beiträge für die von ihr beschäf-

tigten Vorstandsmitglieder an eine externe Pensionskasse leistet. Die Höhe dieser Zahlungen wird individuell ver-

einbart (unter Einhaltung der Grenze von 4% der gewährten Gesamtzielvergütung), wenn der Vertrag abgeschlos-

sen wird. Frühverrentungsprogramme sind im Allgemeinen nicht vorgesehen. 

Die Altersvorsorgeleistungen ehemaliger Vorstandsmitglieder oder ihrer Hinterbliebenen werden jährlich valorisiert. 

Die Evaluierung basiert auf der Entwicklung der Lebenshaltungskosten (CPI-Anstieg), der Erhöhung des Tarifver-

trags und der wirtschaftlichen Situation des Unternehmens. 
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Abbildung 1 – Gesamtvergütung nach der bisherigen Vergütungspolitik (2023 Werte inkl. Vortrag für STI) und 
nach der vorgeschlagenen Vergütungspolitik (Benefits inklusive Pensionsbeiträgen und Nebenleistungen; exkl. 
Neubestellung). Relativer Anteil an Gesamtvergütung in Klammern. 
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5.1.3. Nebenleistungen 

Directors and Officers-Versicherung (D&O-Versicherung) 

Das Unternehmen schließt eine Directors' and Officers' (D&O)-Haftpflichtversicherung für alle Vorstandsmitglieder 

ab. Die D&O-Versicherung deckt bestimmte persönliche Haftungsrisiken der verantwortlichen Personen der AND-

RITZ-Gruppe ab. 

Sachleistungen 

Darüber hinaus werden eine Unfallversicherung und andere Versicherungen gewährt, die für die Arbeit als Vor-

standsmitglied erforderlich sind, wie z.B. Rechtskosten- oder Auslandsreisekrankenversicherung. Das Unternehmen 

stellt Vorstandsmitgliedern ein Dienstfahrzeug zur Verfügung. Zudem werden angemessene Geschäftsausgaben 

im Zusammenhang mit der Position als Vorstandsmitglied und Reisekosten erstattet. Die Sozialversicherungsbei-

träge werden gemäß der gesetzlichen Vorgaben zwischen den Vorstandsmitgliedern und dem Unternehmen aufge-

teilt und der Arbeitgeber zahlt entweder den gesetzlichen Beitrag an eine betriebliche Pensionskasse oder es wer-

den Abfindungszahlungen gemäß § 23 des österreichischen Angestelltengesetzes gewährt. Weitere Leistungen 

beziehen sich hauptsächlich auf steuerpflichtige Sachbezüge für Dienstfahrzeuge. 

Sonderboni 

Es werden keine Sonderboni wie z.B. für herausragende Leistungen, Nachhaltigkeit, Gesundheit & Sicherheit oder 

zur Bindung gewährt. Antrittsboni werden nur in besonderen Fällen gewährt, um die Möglichkeit zu bieten, die am 

besten geeigneten Kandidaten für die ANDRITZ-Gruppe zu gewinnen. Die Zahlung von Antrittsboni ist auf den 

Betrag der ausstehenden Vergütung begrenzt, die durch den Übergang von der vorherigen Position zur ANDRITZ-

Gruppe verloren geht. Die Zahlung wird den Vergütungsmix des Vorstandsmitglieds widerspiegeln, der in dieser 

Vergütungspolitik definiert ist, und unterliegt einer Haltefrist, die vom Aufsichtsrat individuell festgelegt wird. 

Im Falle grober Fahrlässigkeit oder vorsätzlicher Verletzung seiner wesentlichen Sorgfaltspflichten als Vorstands-

mitglied oder eines grundlegenden Handlungsprinzips, das in einer internen Richtlinie des Unternehmens festgelegt 

ist und ein Risiko für den Geschäftserfolg oder den Ruf des Unternehmens darstellt ("Compliance-Malus"), kann der 

Aufsichtsrat die Antrittsboni teilweise oder vollständig reduzieren (bis auf null). Darüber hinaus kann der Aufsichtsrat 

im Falle eines Compliance-Malus Antrittsboni zurückhalten oder zurückfordern, die bereits ausgezahlt wurden. 

Wenn angewendet, werden die Gründe und Bedingungen für die Gewährung eines Antrittsbonus im nächsten Ver-

gütungsbericht ausführlich beschrieben. 

Sonstige Vergütungsbestandteile 

Das Unternehmen zahlt Versicherungsprämien für Unfallrisiken wie Tod oder Berufsunfähigkeit und für medizinische 

Ausgaben. Bei Bedarf erhalten Vorstandsmitglieder, die umziehen müssen, zusätzliche vorübergehende Leistungen 

für bis zu zwei Jahre ab der Ernennung zum Vorstandsmitglied, um Aufwendungen für den Betrieb von zwei Haus-

halten zu decken. Für den Vorstandsvorsitzenden werden auch externe Kosten im Zusammenhang mit zivil-, straf- 

oder anderen behördlichen Verfahren erstattet - außer bei grober Pflichtverletzung. 

5.2. VARIABLE VERGÜTUNGSKOMPONENTEN 

Die strategische Zielsetzung der ANDRITZ-Gruppe ist langfristiges, profitables und nachhaltiges Wachstum. Die 

Vergütungspolitik der ANDRITZ-Gruppe unterstützt dies und ist daher in eine kurzfristige und langfristige variable 

Vergütung unterteilt. 

5.2.1. Kurzfristige variable Vergütung (STI) 

Die kurzfristige, variable Vergütung besteht aus finanziellen und nicht-finanziellen Komponenten. Die finanzielle 

Komponente für den Vorstandsvorsitzenden und Finanzvorstand basiert auf dem berichteten Konzernergebnis (mit 

einem Gewicht von 85% des STI). Für Vorstandsmitglieder mit Geschäftsbereichsverantwortung basiert die finanzi-

elle Komponente auf dem berichteten Konzernergebnis der ANDRITZ-Gruppe (mit einem Gewicht von 50%) und 

der EBITA-Marge des Geschäftsbereichs (mit einem Gewicht von 35%). 
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Die nicht-finanzielle Komponente basiert auf quantifizierbaren ESG-Zielen (mit einem Gewicht von 15%). Mindes-

tens eines der ESG-Ziele im STI oder LTI ist ein klimabezogenes Ziel. Die Auswahl der ESG-Ziele wird vom Auf-

sichtsrat zu Beginn des jeweiligen Geschäftsjahres festgelegt. 

Der STI ist wie folgt strukturiert: 

Ziel Beschreibung und Strategiebezug Gewichtung 

Konzernergebnis Konzernergebnis (nach Steuern und Finanzergebnis), wie in Geschäftsbe-

richt berichtet. Ertragszahl, welche die operative und finanzielle Leistung des 

Unternehmens widerspiegeln. 

85% (Vorstandsvorsitzender 

und Finanzvorstand) 

50% (Vorstandsmitglied mit 

Verantwortung für Ge-

schäftsbereich) 

EBITA-Marge 

Geschäftsbereich 

Marge des Ertrags vor Zinsen, Steuern und Abschreibungen auf immaterielle 

Vermögenswerte des Geschäftsbereichs des Vorstandsmitglieds mit Ge-

schäftsbereichsverantwortung. Gewinnzahl, welche die Leistung des jeweili-

gen Geschäftsbereichs reflektiert. 

0% (Vorstandsvorsitzender 

und Finanzvorstand) 

35% (Vorstandsmitglied mit 

Verantwortung für Ge-

schäftsbereich 

ESG ESG-Ziele, die mit einer nachhaltigen Unternehmensentwicklung im Einklang 

stehen. ESG-Ziele werden vom Aufsichtsrat zu Beginn jedes Geschäftsjah-

res ausgewählt, wobei der Aufsichtsrat eine Konsistenz der Ziele über die 

Jahre hinweg anstrebt, die Ziele aber zwischen den Geschäftsjahren anpas-

sen kann, um die ausgewählten Ziele mit der Unternehmensstrategie in Ein-

klang zu bringen. 

15% (Alle Vorstandsmitglie-

der) 

   

Die STI-Auszahlung wird berechnet, indem der Zielwert mit dem Gesamtzielerfüllungsgrad der finanziellen und 

nicht-finanziellen Komponenten multipliziert wird. Der Aufsichtsrat legt für jedes Ziel für das jeweilige Geschäftsjahr 

einen Zielwert für eine 100%ige Zielerreichung fest ("Zielwert"), der im Einklang mit den strategischen Zielen der 

ANDRITZ-Gruppe steht und wie sie den Investoren und Stimmrechtsberatern kommuniziert wurden. 

Der Aufsichtsrat stellt sicher, dass die jährlich festgelegten Ziele ambitioniert sind. Der Aufsichtsrat legt auch für 

jedes Ziel einen Schwellenwert und einen Maximalwert fest. Dabei stellt der Aufsichtsrat sicher, dass die Spanne 

zwischen dem Schwellen- und dem Maximalwert im Einklang mit der Marktpraxis steht und zu den jeweiligen Zielen 

passt. 

Der Auszahlungsfaktor wird auf der Grundlage der Zielerreichung berechnet. Wenn der Schwellenwert nicht erreicht 

wird, beträgt der Auszahlungsfaktor 0%. Wenn der Schwellenwert genau erreicht wird, beträgt der 

Auszahlungsfaktor 50%. Wenn der Zielwert erreicht wird, beträgt der Auszahlungsfaktor 100%. Wenn die 

Zielerreichung den Maximalwert erreicht oder überschreitet, beträgt der Auszahlungsfaktor 200%. Die 

Zielerreichung und der Auszahlungsfaktor werden linear zwischen Schwellen- und Zielwert sowie zwischen Ziel- 

und Maximalwert interpoliert. Abbildung 2 zeigt die Beziehung zwischen dem Grad der Zielerreichung und dem 

entsprechenden Auszahlungsfaktor für Ziele im STI. 

Abbildung 2 - Exemplarische Auszahlungskurve im STI 
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Die Auszahlungsbeträge und Zielerreichungen des STI werden im Vergütungsbericht neben den Schwellen-, Ziel- 

und Maximalwerten jedes Ziels ausgewiesen.  

Der Aufsichtsrat ist nur bei außergewöhnlichen Ereignissen oder Entwicklungen, wie z.B. dem Erwerb oder Verkauf 

eines Teils des Unternehmens, berechtigt, die Komponenten und/oder Zielvorgaben vorübergehend in angemesse-

nem Umfang anzupassen. Allgemein ungünstige Marktentwicklungen stellen kein außergewöhnliches Ereignis oder 

eine außergewöhnliche Entwicklung dar. Jede Anpassung der Komponenten und/oder Zielwerte für den STI wird im 

Vergütungsbericht klar und ausführlich erläutert. 

Sofern nicht in Einzelfällen anders vereinbart, wird der STI in 14 (vierzehn) Raten (monatlich und zusätzlich im Juni 

und Dezember im Voraus) im Jahr nach der Hauptversammlung, die über die Gewinnausschüttung für das jeweilige 

Geschäftsjahr beschließt, ausgezahlt. Ein positiver Saldo am Ende des Arbeitsverhältnisses wird vier Wochen nach 

dem wirksamen Ende des Vertrags ausgezahlt. Vorstandsmitgliedern steht keine Zahlung aus dem STI für ein Bo-

nusjahr zu, wenn das Vorstandsmitglied ohne Rechtfertigung vorzeitig aus dem Arbeitsvertrag ausscheidet oder 

wenn der Arbeitsvertrag vorzeitig durch das Unternehmen gemäß § 75 Abs. 4 des österreichischen Aktiengesetzes 

oder aufgrund des Vorliegens eines anderen wichtigen Grundes, wie z. B. einem im Sinne des § 27 des österreichi-

schen Angestelltengesetzes, beendet wird. 

Wenn die Bestellung und/oder der Arbeitsvertrag des Vorstandsmitglieds vor Ablauf des Bonusjahres endet, ohne 

dass einer der oben genannten Fälle eintritt, bleibt der STI bestehen, wird jedoch pro rata temporis reduziert (d. h. 

im Verhältnis zur Dauer der Bestellung oder des Arbeitsvertrags in einem Bonusjahr zum gesamten Bonusjahr). 

Dies gilt auch im Falle des Todes des Vorstandsmitglieds; die jeweiligen Bestimmungen zur Vergütung im Falle von 

Krankheit, Invalidität und Tod im Arbeitsvertrag bleiben unberührt. 

Gemäß Regel 27 des ÖCGK ist das Unternehmen berechtigt, die Zahlungsbeträge aus der variablen Vergütung 

nach eigenem Ermessen zurückzuhalten und zurückzufordern, wenn die geprüften konsolidierten Jahresabschlüsse 

und/oder die Grundlage zur Bestimmung anderer Ziele, die der Berechnung der variablen Vergütung zugrunde lie-

gen, aufgrund objektiver Fehler nachträglich korrigiert werden müssen und der Fehler zu einer falschen Berechnung 

der variablen Vergütung geführt hat. Der Anspruch auf Rückerstattung besteht in dem Umfang, in dem die tatsäch-

lich vom Unternehmen ausgezahlten Beträge von den Beträgen abweichen, die gemäß den Vorschriften zur vari-

ablen Vergütung auf der Grundlage der korrigierten Berechnungsgrundlagen hätten ausgezahlt werden sollen. 

Im Falle grober Fahrlässigkeit oder vorsätzlicher Verletzung durch ein Vorstandsmitglied einer seiner wesentlichen 

Sorgfaltspflichten oder eines grundlegenden Handlungsprinzips, das in einer internen Richtlinie des Unternehmens 

festgelegt ist und ein Risiko für den Geschäftserfolg oder den Ruf des Unternehmens darstellt ("Compliance-Malus"), 

kann der Aufsichtsrat die variablen Vergütungskomponenten teilweise oder vollständig (bis auf null) reduzieren. 

Darüber hinaus kann der Aufsichtsrat im Falle eines Compliance-Malus bereits ausgezahlte variable Vergütungs-

komponenten zurückhalten oder zurückfordern. 

Wenn die Korrektur der Berechnungsgrundlagen für die variable Vergütung oder der Compliance-Malus mehrere 

bereits gezahlte variable Vergütungskomponenten betrifft, können die Zahlungsbeträge für alle variablen Vergü-

tungskomponenten zurückgefordert werden. Der Anspruch auf Rückerstattung besteht bis zu drei Jahre nach der 

Zahlung der jeweiligen betroffenen variablen Vergütungskomponente. 

5.2.2. Langfristige variable Vergütung (LTI) 

Regel 28 des ÖCGK empfiehlt, dass der LTI an vordefinierte, messbare, langfristige und nachhaltige Kriterien ge-

knüpft sein sollte. Daher basiert die langfristige Vergütungskomponente auf einer leistungsabhängigen Gewährung 

von Aktien der ANDRITZ-Gruppe (Performance Share Units - PSUs). Ziel des PSU-Plans ist es, die Höhe der vari-

ablen Vergütung direkt an die langfristige betriebliche Leistung sowie die Kursentwicklung der Aktien des Unterneh-

mens zu binden. 

Eine neue PSU-Tranche (d. h. das PSU-Programm, das für das jeweilige Jahr gewährt wird) wird jährlich gewährt, 

wobei unabhängige Ziele innerhalb eines dreijährigen Leistungszeitraums erreicht werden müssen. Zu Beginn des 

dreijährigen Leistungszeitraums wird eine bedingte Anzahl virtueller Aktien gewährt. Die gewährten virtuellen Aktien 

sind nicht übertragbar und stellen keine Übertragung von realen Aktien dar. Die Anzahl der virtuellen Aktien wird 

berechnet, indem der Wert der LTI-Zielvergütung durch den durchschnittlichen Aktienkurs der letzten 60 Handels-

tage vor Beginn des Leistungszeitraums geteilt wird. 
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Die endgültige Anzahl virtueller Aktien wird durch das Erreichen der folgenden Ziele bestimmt: die relative Aktien-

rendite (Total Shareholder Return – TSR) gegenüber dem Peer-Group-Index (STOXX® Europe 600 Industrial 

Goods & Services) (mit einem Gewicht von 40%), berichteter Ertrag vor Zinsen, Steuern und Abschreibungen (E-

BITA) (mit einem Gewicht von 50%) und quantifizierbare ESG-Ziele (mit einem Gewicht von 10%). Mindestens eines 

der ESG-Ziele im STI oder LTI ist ein klimabezogenes Ziel. 

Der LTI ist wie folgt strukturiert: 

Ziel Variable Vergütungskomponente Gewichtung 

Relative TSR TSR entspricht der Kursentwicklung zuzüglich der während des Leistungszeitraums ausge-

schütteten, reinvestierten Dividenden. Bei der Berechnung des "relativen" TSR wird die Kurs-

entwicklung der ANDRITZ-Gruppe mit der Performance des STOXX® Europe 600 Industrial 

Goods & Services Index über den 3-jährigen Leistungszeitraum verglichen. Eine gemeinsame 

Leistungskennzahl, die einen direkten Vergleich mit anderen Unternehmen in der Peer-Gruppe 

ermöglicht. 

40% 

EBITA 

 

Gruppenweites Ergebnis vor Zinsen, Steuern und Abschreibungen auf immaterielle Vermö-

genswerte, wie berichtet. Gewinnzahl, welche die Leistung des Unternehmens reflektiert. 

50% 

ESG  ESG-Ziele, die mit einer nachhaltigen Unternehmensentwicklung im Einklang stehen. ESG-

Ziele werden vom Aufsichtsrat zu Beginn jedes Geschäftsjahres ausgewählt, wobei der Auf-

sichtsrat eine Konsistenz der Ziele über die Jahre hinweg anstrebt, die Ziele aber zwischen den 

Geschäftsjahren anpassen kann, um die ausgewählten Ziele mit der Unternehmensstrategie in 

Einklang zu bringen. 

10% 

   

Der Aufsichtsrat legt für jedes Ziel einer jährlichen Tranche für den Leistungszeitraum von drei Jahren einen Zielwert 

von 100 % Zielerreichung fest ("Zielwert"), der im Einklang mit den strategischen Zielen der ANDRITZ-Gruppe steht, 

wie sie den Investoren und Proxy-Beratern kommuniziert wurden. Der Aufsichtsrat stellt sicher, dass die für jede 

dreijährige Tranche festgelegten Ziele ambitioniert sind. Der Aufsichtsrat definiert für jedes Ziel einen Schwellenwert 

und einen Maximalwert. Dabei stellt der Aufsichtsrat sicher, dass ein marktgerechter Bereich zwischen den Schwel-

len- und Maximalwerten festgelegt wird, der den jeweiligen Zielen entspricht. 

Basierend auf dem Grad der Zielerreichung wird für jedes Ziel ein Zuteilungsfaktor der Aktien berechnet: 

• Wenn der Schwellenwert nicht erreicht wird, beträgt der Zuteilungsfaktor für die Aktien 0%. 

• Wenn der Schwellenwert genau erreicht wird, beträgt der Zuteilungsfaktor für die Aktien 50%. 

• Wenn der Zielwert erreicht wird, beträgt der Zuteilungsfaktor für die Aktien 100%. 

• Bei einer Zielerreichung am oder über dem Maximalwert beträgt der Zuteilungsfaktor für die Aktien 150%. 

Zwischen Schwellen- und Zielwert sowie zwischen Ziel- und Maximalwert werden Zielerreichung und Zuteilungsfak-

tor linear interpoliert. 

Die spezifischen Auszahlungsbeträge des LTI werden anschließend im Vergütungsbericht neben den Schwellen-, 

Ziel- und Maximalwerten jedes Ziels ausgewiesen. Die jeweiligen Zielerreichungswerte werden im Vergütungsbe-

richt offengelegt und erläutert. 

Relative TSR Peer-Gruppe 

Der relative TSR wird gemessen, indem der TSR der ANDRITZ-Gruppe mit dem STOXX® Europe 600 Industrial 

Goods & Services Index über den Leistungszeitraum verglichen wird. Der Aufsichtsrat kann die Peer-Gruppe für 

zukünftige Leistungszeiträume vor Beginn eines Geschäftsjahres anpassen, wenn die Unternehmen des STOXX® 

Europe 600 Industrial Goods & Services Index nicht mehr für den Vergleich geeignet sind. 

Der TSR wird als prozentuale Veränderung des Aktienkurses während des Leistungszeitraums definiert, unter Be-

rücksichtigung nominell reinvestierter Dividenden und aller Kapitalmaßnahmen. Zur Glättung wird der durchschnitt-

liche Schlusskurs in dem Zeitraum von 60 Handelstagen vor Beginn des Leistungszeitraums und 60 Handelstagen 

vor Ende des Leistungszeitraums als relevanter Börsenkurs verwendet. 

Im Einklang mit der Marktpraxis wird die Zielerreichung der TSR-Performance der ANDRITZ-Gruppe mit der Rang-

folgenmethode bestimmt. Dabei wird der TSR für die ANDRITZ-Gruppe und für alle Unternehmen des STOXX® 

Europe 600 Industrial Goods & Services-Index berechnet, die zu Beginn des Leistungszeitraums Teil des Index 
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sind. Der berechnete TSR für die ANDRITZ-Gruppe und den Unternehmen der Peer-Gruppe wird dann nach Größe 

aufsteigend geordnet, was zu einem Perzentil-Rang führt, der angibt, wo sich der TSR der ANDRITZ-Gruppe relativ 

zu den Indexunternehmen befindet. Der Zuteilungsfaktor wird wie folgt berechnet: 

• Der Zuteilungsfaktor beträgt 0%, wenn der relative TSR der ANDRITZ-Gruppe unter dem 35. Perzentil 

liegt. 

• Der Zuteilungsfaktor beträgt 50%, wenn der relative TSR am 35. Perzentil liegt. 

• Der Zuteilungsfaktor beträgt 100%, wenn der relative TSR am 55. Perzentil liegt. 

• Der Zuteilungsfaktor beträgt 150%, wenn der relative TSR am 75. Perzentil liegt. 

• Ein relativer TSR über dem 75. Perzentil führt nicht zu einer Erhöhung der Zuteilung der gewährten Aktien. 

• Es besteht wie oben beschrieben eine lineare Beziehung zwischen den Zuteilungsfaktoren und Perzentil-

werten. 

Die ANDRITZ-Gruppe legt Wert auf die Outperformance des Index und stimmt daher die Anreize des Vorstands eng 

mit den Interessen der Aktionäre der ANDRITZ-Gruppe ab, indem sie den Zuteilungsfaktor für 100 % für den relati-

ven TSR am 55. Perzentil, die Schwelle am 35. Perzentil und das Maximum am 75. Perzentil festlegt. Dieses Am-

bitionsniveau, d.h. die Festlegung des Zuteilungsfaktors von 100 % am 55. Perzentil, liegt über der typischen Markt-

praxis der Peer-Gruppe.  

Der Auszahlungsbetrag entspricht der endgültigen Anzahl virtueller Aktien multipliziert mit dem durchschnittlichen 

Schlusskurs der 60 Handelstage vor dem Ende des Leistungszeitraums. Der Auszahlungsbetrag ist auf maximal 

150% der bedingt gewährten virtuellen Aktien und 200% des Zielwerts begrenzt. Sollte der Auszahlungsbetrag 

200% des Zielwerts überschreiten, wird die Anzahl der gewährten Aktien entsprechend reduziert. Das Unternehmen 

wird den Auszahlungsbetrag aus dem LTI in Aktien und teilweise in Bar erfüllen, um persönliche Steuerzahlungen 

zu begleichen. Der Mechanismus ist in Abbildung 3 dargestellt:  

Der Aufsichtsrat ist nur berechtigt, die Komponenten und/oder Zielwerte vorübergehend in angemessenem Umfang 

anzupassen, wenn außergewöhnliche Ereignisse oder Entwicklungen vorliegen, z.B. der Erwerb oder Verkauf eines 

Teils des Unternehmens. Allgemein ungünstige Marktentwicklungen stellen kein außergewöhnliches Ereignis oder 

keine außergewöhnliche Entwicklung dar. Jede Anpassung der Leistungsindikatoren und/oder Zielwerte für den LTI 

wird im Vergütungsbericht klar und ausführlich erläutert. 

Der LTI wird in einer Rate im Monat nach der Hauptversammlung ausgezahlt, die über die Gewinnausschüttung für 

das jeweilige Geschäftsjahr beschließt. 

Vorstandsmitglieder haben keinen Anspruch auf Zahlungen aus dem LTI, wenn das Vorstandsmitglied vorzeitig und 

ohne Rechtfertigung aus dem Arbeitsvertrag ausscheidet oder wenn der Arbeitsvertrag vorzeitig durch das Unter-

nehmen gemäß § 75 Abs. 4 des österreichischen Aktiengesetzes oder aufgrund eines anderen wichtigen Grundes, 

wie z.B. im Sinne von § 27 des österreichischen Angestelltengesetzes, beendet wird. 

Wenn die Bestellung und/oder der Arbeitsvertrag des Vorstandsmitglieds endet, bevor der LTI ausgezahlt wird, ohne 

dass einer der oben genannten Fälle eintritt, bleibt der LTI-Anspruch bis zum ursprünglichen Auszahlungszeitpunkt 

bestehen, wird jedoch pro rata temporis reduziert (d. h. im Verhältnis zur Dauer der Bestellung oder des Arbeitsver-

trags in einem Gewährungsjahr zum gesamten Gewährungsjahr). Dies gilt auch im Falle des Todes des Vorstands-

mitglieds; die jeweiligen Bestimmungen zur Vergütung im Falle von Krankheit, Invalidität und Tod im Arbeitsvertrag 

bleiben unberührt. 

Wenn der Arbeitsvertrag einvernehmlich beendet wird, bestimmen die Bedingungen des Beendigungsvertrags die 

Auswirkungen auf den LTI. 

Auszahlung in Bar und Aktien
LTI-Zielvergütung

(% des Grundgehalts ) 

in EUR

  Aktienpreis (Durchschnitt über

60 Handelstage)

Anzahl bedingt gewährter virtueller

Aktien

/

 
ESG-Ziel(e)

0  150% Anzahl der bedingt gewährten Aktien

10%

TSR vs. STOXX Europe Industrial Goods

EBITA

40%

50%
 

 

Aktienkursentwicklung

Leistungszeitraum 3 Jahre

Maximalwert:

 150% der Anzahl bedingt gewährter 

Aktien

 200% der LTI -Zielvergütung (inkl. 

Aktienkurserhöhung)

Langfristige variable Vergütungskomponente

Abbildung 3 – Langfristige variable Vergütungskomponente (LTI) 
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Gemäß Regel 27 des ÖCGK ist das Unternehmen berechtigt, die Zahlungsbeträge aus dem LTI nach eigenem 

Ermessen zurückzuhalten und zurückzufordern, wenn die geprüften konsolidierten Jahresabschlüsse und/oder die 

Grundlage für die Bestimmung anderer Ziele, die der Berechnung des LTI zugrunde liegen, aufgrund objektiver 

Fehler nachträglich korrigiert werden müssen und der Fehler zu einer fehlerhaften Berechnung des LTI geführt hat. 

Der Anspruch auf die Erstattung besteht in dem Umfang des Unterschieds zwischen den tatsächlich vom Unterneh-

men ausgezahlten Beträgen und den Beträgen, die gemäß den Bestimmungen des LTI auf der Grundlage der kor-

rigierten Berechnungsgrundlagen hätten ausgezahlt werden sollen. 

Im Falle grober Fahrlässigkeit oder vorsätzlicher Verletzung durch ein Vorstandsmitglied einer seiner wesentlichen 

Sorgfaltspflichten oder eines grundlegenden Handlungsprinzips, das in einer internen Richtlinie des Unternehmens 

festgelegt ist und ein Risiko für den Geschäftserfolg oder den Ruf des Unternehmens darstellt ("Compliance-Malus"), 

kann der Aufsichtsrat die LTI-Komponenten teilweise oder vollständig (bis auf null) reduzieren. Darüber hinaus kann 

der Aufsichtsrat im Falle eines Compliance-Malus bereits ausgezahlte LTI-Komponenten zurückhalten oder zurück-

fordern. 

Wenn die Korrektur der Berechnungsgrundlagen für den LTI oder des Compliance-Malus mehrere gezahlte variable 

Vergütungskomponenten betrifft, können die Zahlungsbeträge für alle LTI-Komponenten zurückgefordert werden. 

Der Anspruch auf Rückerstattung besteht bis zu drei Jahre nach der Zahlung der jeweiligen betroffenen LTI-Kom-

ponente. 

5.3.  AKTIENHALTEVERPFLICHTUNG (SHARE OWNERSHIP GUIDELINE) 

Gemäß Marktpraxis werden Aktienhalteverpflichtungen festgelegt, die für den Vorstandsvorsitzenden eine Verpflich-

tung von 150% des Grundgehalts vorsehen. Für andere Vorstandsmitglieder beträgt die Verpflichtung 100% des 

Grundgehalts. Vorstandsmitglieder haben eine Frist von 4 Jahren (Aufbauphase) ab dem Beginn dieser Richtlinie 

oder, für neue Vorstandsmitglieder ab ihrer Bestellung, um die Verpflichtungen zu erfüllen und die Aktien müssen 

mindestens noch ein Jahr nach Ende des Beschäftigungszeitraums gehalten werden. Ein STI, der im folgenden 

Jahr ausgezahlt wird, kann ebenfalls für den Erwerb von Aktien verwendet werden. Wenn die Anforderung nicht 

erfüllt wird, kann die langfristige variable Vergütung (LTI) reduziert werden. 

Wenn die Bestellung und/oder der Arbeitsvertrag des Vorstandsmitglieds vor Ablauf der Aufbauphase endet, bleibt 

die Aktienhalteverpflichtung bestehen, die Menge der Aktien, die mindestens ein Jahr nach Ende des Beschäfti-

gungszeitraums gehalten werden müssen, wird jedoch pro rata temporis reduziert (d. h. im Verhältnis zur Dauer der 

Bestellung oder des Arbeitsvertrags in der Aufbauphase zur gesamten Aufbauphase). Wenn die Anforderung nicht 

erfüllt wird, kann die langfristige variable Vergütung (LTI) reduziert werden. 

6. KÜNDIGUNG EINES VORSTANDSMANDATES 

Die Arbeitsverträge der Vorstandsmitglieder werden auf bestimmte Zeit abgeschlossen. Für Vorstandsmitglieder in 

ihrer ersten Amtszeit beträgt die Dauer drei Jahre. Für Vorstandsmitglieder, deren Vertrag verlängert wird, beträgt 

die Amtszeit in der Regel 5 Jahre. Die jeweilige Beschäftigungsdauer der aktuellen Vorstandsmitglieder wird im 

Corporate-Governance-Bericht sowie im Vergütungsbericht der ANDRITZ-Gruppe veröffentlicht. Die Arbeitsver-

träge können nur aus wichtigem Grund gemäß § 75 Absatz 4 des österreichischen Aktiengesetzes oder aufgrund 

des Vorliegens eines anderen wichtigen Grundes, z. B. im Sinne von § 27 des Angestelltengesetzes (AngG) (Kün-

digungsgründe nach Arbeitsrecht) sowie bei grobem Fehlverhalten, fristlos gekündigt werden. Bei dauerhafter Ar-

beitsunfähigkeit oder nach mehr als sechs Monaten Krankheit kann das Arbeitsverhältnis mit einer dreimonatigen 

Kündigungsfrist zum Monatsende beendet werden. In diesem Fall besteht der Anspruch auf das Festgehalt und 

50% der variablen Vergütung für den Rest der Vertragslaufzeit, jedoch maximal für 18 Monate. Dies gilt auch im 

Falle einer vorzeitigen Beendigung der Vorstandsbestellung ohne wichtigen Grund. Bei einer einvernehmlichen Be-

endigung des Arbeitsvertrags gelten die Bedingungen der Beendigungsvereinbarung. Die Arbeitsverträge enthalten 

eine strenge Wettbewerbsklausel. Wenn die Einhaltung dieser Klausel nicht aufgehoben wird, muss eine Vergütung 

in Höhe des Festgehalts gezahlt werden. 


